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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über die Einführung des interoperablen EU-weiten eCall-Dienstes

(COM(2013)0315 – C7‑0173/2013 – 2013/0166(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

–
in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat (COM(2013)0315),

–
gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 91 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C7‑0173/2013),

–
gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

–
in Kenntnis der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 19. September 2013
,

–
in Kenntnis der Stellungnahme des Ausschusses der Regionen,

–
gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung,

–
in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Verkehr und Fremdenverkehr sowie der Stellungnahmen des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie und des Ausschusses für Binnenmarkt und Verbraucherschutz (A7-0482/2013),

1.
legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2.
fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen;

3.
beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.

<RepeatBlock-Amend><Amend>Änderungsantrag

<NumAm>1</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Erwägung 3</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(3) In der delegierten Verordnung (EU) Nr. 305/2013 der Kommission vom 26. November 2012 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die harmonisierte Bereitstellung eines interoperablen EU-weiten eCall-Dienstes21 sind die Spezifikationen für die Aufrüstung der Infrastrukturen der Notrufabfragestellen festgelegt, die für eine ordnungsgemäße Annahme und Bearbeitung von eCall-Notrufen erforderlich sind, um die Kompatibilität, Interoperabilität und Kontinuität des harmonisierten EU-weiten eCall-Dienstes zu gewährleisten.
	(3) In der delegierten Verordnung (EU) Nr. 305/201321 sind die Spezifikationen für die Aufrüstung der Infrastrukturen der Notrufabfragestellen festgelegt, die für eine ordnungsgemäße Annahme und Bearbeitung von eCall-Notrufen unter der Nummer 112 erforderlich sind, um die Kompatibilität, Interoperabilität und Kontinuität des harmonisierten EU-weiten eCall-Dienstes zu gewährleisten, und die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, bis zum 23. Oktober 2013 einen Bericht über den Stand der Anwendung der Verordnung einschließlich eines Einführungsplans für die beiden folgenden Jahre vorzulegen.

	__________________
	__________________

	21 ABl. L 91 vom 3.4.2013, S. 1.
	21 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 305/2013 der Kommission vom 26. November 2012 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die harmonisierte Bereitstellung eines interoperablen EU-weiten eCall-Dienstes (ABl. L 91 vom 3.4.2013, S. 1).


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>2</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Erwägung 3 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(3a) Es gibt bereits eCall-Annahmestellen, die der Norm EN 16102 entsprechen. Gemäß Anhang II Buchstabe f der Richtlinie 2010/40/EU ist der Grundsatz der Rückwärtskompatibilität mit den bestehenden Systemen zu wahren, und die Funktionsweise dieser Stellen sollte daher berücksichtigt werden.


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Da es bereits private eCall-Dienste gibt, sollte klargestellt werden, dass dieser Beschluss nur für auf dem Notruf 112 basierende eCall-Notrufe gilt, die über das europaweite eCall-System getätigt werden.

</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>3</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Erwägung 6</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(6) Um die Interoperabilität und Kontinuität des Dienstes in der gesamten Union sicherzustellen und die Einführungskosten für die Union insgesamt zu senken, ist es erforderlich, dass die vorrangige eCall-Maßnahme von allen Mitgliedstaaten gemäß den in der delegierten Verordnung (EU) Nr. 305/2013 festgelegten Spezifikationen umgesetzt wird. Das Recht der Mitgliedstaaten, zusätzliche technische Mittel für die Bearbeitung anderer Notrufe einzuführen, sollte davon unberührt bleiben.
	(6) Um die uneingeschränkte Funktionalität, Kompatibilität, Interoperabilität und Kontinuität des Dienstes in der gesamten Union sicherzustellen und die Einführungskosten für die Union insgesamt zu senken, ist es erforderlich, dass die vorrangige eCall-Maßnahme von allen Mitgliedstaaten gemäß den in der delegierten Verordnung (EU) Nr. 305/2013 festgelegten Spezifikationen umgesetzt wird. Das Recht der Mitgliedstaaten, zusätzliche technische Mittel für die Bearbeitung anderer Notrufe einzuführen, sollte davon unberührt bleiben.


</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>4</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Erwägung 6 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(6a) Alle Mitgliedstaaten sollten die Absichtserklärung zum Aufbau eines EU-weiten interoperablen eCall-Dienstes (eCall-Absichtserklärung) in der Union unterzeichnen.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>5</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Erwägung 6 b (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(6b) Um das Vertrauen der Verbraucher in das neue eCall-System sicherzustellen, sollten die Mitgliedstaaten für die zweckmäßige Verwendung der übertragenen Daten Sorge tragen.


</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>6</NumAm>

<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Erwägung 6 c (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(6c) Die Mitgliedstaaten, die Telekommunikationsbetreiber und die Fahrzeughersteller sollten darin bestärkt werden, einen Beitrag zum Aufbau und zur Umsetzung des europaweiten eCall-Dienstes zu leisten.


</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>7</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Erwägung 7</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(7) Die Erfahrungen mit anderen Notrufsystemen haben gezeigt, dass es sich bei manuell ausgelösten eCalls auch um Pannennotrufe handeln kann. Falls erforderlich, können die Mitgliedstaaten alle geeigneten technischen und organisatorischen Vorkehrungen treffen, um diese Pannennotrufe herauszufiltern und sicherzustellen, dass nur die tatsächlichen Notrufe von den eCall-Notrufabfragestellen bearbeitet werden.
	(7) Die Erfahrungen mit anderen Notrufsystemen haben gezeigt, dass es sich bei manuell ausgelösten eCalls auch um Pannennotrufe handeln kann. Die Mitgliedstaaten müssen alle geeigneten technischen und organisatorischen Vorkehrungen treffen, um diese Pannennotrufe herauszufiltern und sicherzustellen, dass nur die tatsächlichen Notrufe von den eCall-Notrufabfragestellen bearbeitet werden. Hierbei sollten die Mitgliedstaaten für eine möglichst effiziente Bearbeitung aller Anrufe Sorge tragen.


</Amend>

<Amend>Änderungsantrag


<NumAm>8</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Erwägung 7 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(7a) Da nicht alle Bürger der Union mit der Benutzung des eCall-Dienstes vertraut sind, sollte seiner Bereitstellung eine von der Kommission und den Mitgliedstaaten durchgeführte Sensibilisierungskampagne vorausgehen, in deren Rahmen den Bürgern die Vorteile, die Funktionsweise und die datenschutzrechtlichen Bestimmungen des neuen Systems erläutert werden. Die Kampagne sollte in den Mitgliedstaaten in Zusammenarbeit mit den nationalen und regionalen Behörden durchgeführt werden und darauf abzielen, die Nutzer über die ordnungsgemäße Verwendung des Systems zu informieren, damit keine Fehlalarme ausgelöst werden.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>9</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Erwägung 7 b (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(7b) Den Empfehlungen der Artikel-29-Datenschutzgruppe zufolge, die in dem am 26. September 2006 angenommenen Arbeitsdokument mit dem Titel „Eingriffe in den Datenschutz im Rahmen der Initiative eCall“21a enthalten sind, sollten die Mitgliedstaaten beim Aufbau der Infrastruktur für eCall-Notrufabfragestellen dafür Sorge tragen, dass bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Zusammenhang mit der Bearbeitung von eCalls die in der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates21b und der Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates21c enthaltenen Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten in vollem Umfang berücksichtigt werden.

	
	__________________

	
	21a 1609/06/DE – WP 125.

	
	21b Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31).

	
	21c Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 2002 über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation) (ABl. L 201 vom 31.7.2002, S. 37).


</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>10</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Erwägung 8 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(8a) Um allen Bürgern einen verlässlichen und gleichwertigen Zugang zum Notruf 112 und zu den Notdiensten zu verschaffen, sollte die Standortermittlung bei einem Anruf mit einem GNSS-gestützten mobilen Endgerät unter der Notrufnummer 112 genauso präzise und zuverlässig erfolgen wie bei einem eCall. Nach Artikel 26 der Richtlinie 2002/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates21d in der durch Artikel 1 Nummer 17 der Richtlinie 2009/136/EG des Europäischen Parlaments und des Rates21e geänderten Fassung legen die zuständigen Regulierungsbehörden die Kriterien für die Genauigkeit und die Zuverlässigkeit der Angaben zum Anruferstandort fest, und die Kommission kann – nach Konsultation des GEREK – technische Durchführungsmaßnahmen ergreifen.

	
	__________________

	
	21d Richtlinie 2002/22/EG über den Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und ‑diensten (Universaldienstrichtlinie) (ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 51).

	
	21e Richtlinie 2009/136/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 zur Änderung der Richtlinie 2002/22/EG über den Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und ‑diensten, der Richtlinie 2002/58/EG über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation und der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 über die Zusammenarbeit im Verbraucherschutz (ABl. L 337 vom 18.12.2009, S. 11).


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>11</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Absatz 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	Die Mitgliedstaaten errichten spätestens bis zum 1. Oktober 2015 gemäß den in der delegierten Verordnung (EU) Nr. 305/2013 festgelegten Spezifikationen die Infrastruktur für eCall-Notrufabfragestellen, die für die ordnungsgemäße Annahme und Bearbeitung aller – gegebenenfalls von anderen Anrufen als Notrufen bereinigter – eCall-Notrufe in ihrem Hoheitsgebiet erforderlich ist, um die Kompatibilität, Interoperabilität und Kontinuität des interoperablen EU-weiten eCall-Dienstes zu gewährleisten. Dies berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten, ihre Notdienste auf die wirtschaftlichste und ihrem Bedarf am besten entsprechende Weise zu organisieren, einschließlich der Möglichkeit, Anrufe herauszufiltern, die keine Notrufe sind und möglicherweise von den eCall-Notrufabfragestellen nicht bearbeitet werden sollen, insbesondere manuell ausgelöste eCalls.
	Die Mitgliedstaaten errichten spätestens bis zum 1. Oktober 2015 gemäß den in der delegierten Verordnung (EU) Nr. 305/2013 festgelegten Spezifikationen die Infrastruktur für eCall-Notrufabfragestellen, die für die ordnungsgemäße Annahme und Bearbeitung aller – von anderen Anrufen als Notrufen und von Fehlanrufen bereinigter – eCall-Notrufe in ihrem Hoheitsgebiet erforderlich ist, um die Kompatibilität, Interoperabilität und Kontinuität des interoperablen EU-weiten eCall-Dienstes zu gewährleisten. Dies berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten, ihre Notdienste auf die wirtschaftlichste und ihrem Bedarf am besten entsprechende Weise zu organisieren, einschließlich der Möglichkeit, Anrufe herauszufiltern, die keine Notrufe sind und möglicherweise von den eCall-Notrufabfragestellen nicht bearbeitet werden sollen, insbesondere manuell ausgelöste eCalls und Fehlanrufe.


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Notrufabfragestellen stehen oft unter großem Druck, alle Anrufe auf die angemessenste Art und Weise zu bearbeiten. Durch die Einführung eines verbindlichen eCall-Dienstes steigt die Zahl der Anrufe, die von den Notrufabfragestellen bearbeitet werden müssen. Damit die Arbeitsbelastung in den Notrufabfragestellen verringert wird, sollten die Mitgliedstaaten Anrufe herausfiltern können, die manuell ausgelöst wurden bzw. bei denen davon ausgegangen werden kann, dass es sich um Fehlanrufe handelt.

</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>12</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Absatz 1 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	Ein Mitgliedstaat kann beschließen, alle oder einige Dienstleistungen in Zusammenhang mit dem auf dem Notruf 112 basierenden eCall-System im Rahmen der Auferlegung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen an Dienstleister zu übertragen, die von dem Mitgliedstaat anerkannt sind.


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Es ist darauf hinzuweisen, dass die Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, die Verwaltung des eCall-Dienstes an Dienstleister zu übertragen, sofern dies in der Verantwortung der öffentlichen Stelle erfolgt.

</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>13</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Absatz 1 b (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die bei einem Notruf über den eCall-Dienst übermittelten Daten ausschließlich für die Rettung und die Verkehrslenkung verwendet werden.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>14</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Artikel 1 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	Artikel 1a

	
	Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Nutzung der eCall-Dienste für die Nutzer kostenlos ist.


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
eCall ist ein öffentlicher Notrufdienst, für dessen Nutzung keine Gebühren in Rechnung gestellt werden können.

</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>15</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Artikel 2 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	Artikel 2a

	
	Die Mitgliedstaaten sorgen bis zum 1. Oktober 2015 dafür, dass in ihrem gesamten Hoheitsgebiet eCalls ausgelöst werden können.


</Amend>

</RepeatBlock-Amend>

BEGRÜNDUNG

I. Vorschlag der Kommission

Die Kommission befasst sich seit 2005 mit dem eCall und unternahm den Versuch, das System auf freiwilliger Grundlage einzuführen. Da dieser freiwillige Ansatz nicht zum Erfolg führte – derzeit sind nur ca. 0,7 % aller Fahrzeuge mit einem eCall-System ausgerüstet –, leitete die Kommission den Erlass von Rechtsvorschriften ein, die darauf abzielen, dass Neufahrzeuge grundsätzlich über ein eCall-System verfügen müssen.

Am 3. Juli 2012 nahm das Europäische Parlament mit großer Mehrheit einen Initiativbericht mit dem Titel „eCall: ein neuer Notruf 112 für die Bürger“ an. In diesem Bericht vertrat das Parlament die Auffassung, dass eCall ein öffentliches EU-weites Notrufsystem sein sollte, das im Fahrzeug eingebaut sein und auf dem 112-Notruf und europaweit gebräuchlichen Standards basieren sollte.

Die Kommission schloss sich mit den beiden nun vorliegenden Vorschlägen dem Bericht des Parlaments grundsätzlich an.

Die Kommission entschied sich für einen Regulierungsansatz. Das eCall-System basiert demnach auf zugelassenen Standardgeräten für die einheitliche europäische Notrufnummer 112, die – beginnend mit bestimmten Fahrzeugkategorien – in alle Fahrzeuge eingebaut werden, sowie auf einem Rahmen für die Verarbeitung von eCall-Notrufen in den Telekommunikationsnetzen und Notrufabfragestellen. Durch diesen Ansatz wird eCall allen europäischen Bürgern als EU-weiter Dienst zur Verfügung stehen. Gleichzeitig wird so die Einführung beschleunigt und das Potenzial des eCall-Systems, Menschenleben zu retten und die Folgen schwerer Verletzungen zu mindern, voll ausgeschöpft. Aufbauend auf der bzw. parallel zu dieser serienmäßigen Standardausrüstung für die Notrufnummer 112 können dem Endnutzer weitere bordseitige Notrufsysteme und/oder Dienste mit Zusatznutzen angeboten werden, die noch mehr Sicherheit und wirtschaftliche Vorteile bieten.

Am 8. September 2011 verabschiedete die Kommission eine Empfehlung zur Unterstützung eines EU-weiten eCall-Dienstes in elektronischen Kommunikationsnetzen für die Übertragung bordseitig ausgelöster 112-Notrufe („eCalls“).

Um ihre eCall-Strategie vollständig umzusetzen und eine rechtzeitige und parallele Einführung des auf dem Notruf 112 basierenden eCall-Dienstes durch die drei Gruppen der beteiligten Akteure (Mobilfunknetzbetreiber, öffentliche Notdienste und Automobilindustrie) bis 2015 sicherzustellen, unterbreitete die Kommission Folgendes:

a) eine Empfehlung an die Mitgliedstaaten, der zufolge die Mobilfunknetzbetreiber die Übertragung von eCalls unterstützen sollten (unter Federführung der GD CNECT – am 8. September 2011 verabschiedet);

b) einen Vorschlag für eine Verordnung im Rahmen der Rechtsvorschriften für die Typgenehmigung von Fahrzeugen über die verbindliche Einführung der bordseitigen Komponente des eCall-Dienstes in neu zugelassenen Fahrzeugen ausgewählter Kategorien in Europa (unter Federführung der GD ENTR – am 13. Juni 2013 verabschiedet);
c) eine delegierte Verordnung der Kommission über die für eine ordnungsgemäße Annahme und Bearbeitung von eCalls benötigten Anforderungen an die Ausstattung der Notrufabfragestellen im Rahmen der Richtlinie 2010/40/EU über intelligente Verkehrssysteme. Anschließend wurde ein Vorschlag zur Einführung dieser benötigten Infrastruktur vorgelegt (unter Federführung der GD MOVE – am 13. Juni 2013 verabschiedet).
Bei den letztgenannten, am 13. Juni 2013 veröffentlichten Vorschlägen handelt es sich um:

1. den Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über die Einführung des interoperablen EU-weiten eCall-Dienstes,

2. den Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über Anforderungen für die Typgenehmigung zur Einführung des bordeigenen eCall-Systems in Fahrzeuge und zur Änderung der Richtlinie 2007/46/EG.

Wie funktioniert das System?

In dem Moment, in dem bordeigene Sensoren einen ernsten Zusammenstoß melden, wird eCall automatisch aktiviert. Im Anschluss wählt das System die europäische Notrufnummer 112, es stellt eine Telefonverbindung zu der zuständigen Notrufzentrale her und übermittelt Einzelheiten zu dem Unfall an die Rettungsdienste, wozu auch die Uhrzeit des Zwischenfalls, die genaue Position des verunglückten Fahrzeugs und die Fahrtrichtung gehören. Ein eCall kann – beispielsweise durch einen Zeugen eines schweren Unfalls – auch manuell durch das Betätigen eines Druckschalters im Fahrzeug ausgelöst werden.

Der Kommission zufolge kann durch einen eCall an die Notrufnummer 112 das Eintreffen der Rettungskräfte in Städten um 40 % und in ländlichen Gebieten um 50 % beschleunigt werden
, was einen Netto-Zeitgewinn von ca. 10 Minuten ausmacht.

Vorschlag für einen Beschluss

Der Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. Gegenstand des Vorschlags ist der die Infrastruktur der Notrufabfragestellen betreffende Teil der eCall-Strategie der Kommission, die auf einem dreiteiligen Regulierungsansatz beruht (Vorschriften für das bordeigene System, die Telekommunikationsnetze und die Notrufabfragestellen). Er steht in Einklang mit den Anforderungen der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 305/2013. Er besteht aus folgenden rechtsverbindlichen Grundsätzen:

a) Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, spätestens bis 1. Oktober 2015 die Infrastruktur für eCall-Notrufabfragestellen einzurichten, die für die ordnungsgemäße Annahme und Bearbeitung aller in ihrem Hoheitsgebiet ausgelösten eCall-Notrufe erforderlich ist, und

b) die Mitgliedstaaten berichten der Kommission spätestens 18 Monate nach Inkrafttreten dieses Beschlusses über den Stand seiner Umsetzung. Der Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Die den Mitgliedstaaten entstehenden Kosten sind in hohem Maße vom gegenwärtigen Aufbau- und Ausrüstungsstand der nationalen Infrastruktur und der Anzahl der Notrufabfragestellen abhängig. Durch innovative Lösungen können selbstverständlich deutliche Kosteneinsparungen erzielt werden.

Standpunkt des Berichterstatters

Die Sicherheit im Straßenverkehr ist seit jeher ein wichtiges Anliegen für das Europäische Parlament. Der Berichterstatter unterstützt in vollem Umfang den Vorschlag der Kommission, die Einführung von eCall in allen Neufahrzeugen ab dem 1. Oktober 2015 vorzuschreiben. Dadurch, dass ein automatischer Anruf ein schnelleres Eingreifen der Rettungsdienste zur Folge hat, sind weniger Todesopfer und weniger Schwerverletzte unter europäischen Autofahrern und Bürgern zu beklagen. Jede Minute zählt, um das Leben Verletzter zu retten und die Folgen schwerer Verletzungen zu mindern.

Der Berichterstatter ist aus diesem Grund der Auffassung, dass wir bei diesem Thema zügig vorankommen müssen, und fordert die anderen Mitglieder auf, ihm bei diesem Ansatz zu folgen.

Derzeit sind lediglich circa 0,7 % der Fahrzeuge in der EU mit privaten eCall-Systemen ausgerüstet, weshalb die Einführung einer entsprechenden Verpflichtung notwendig ist. Das System muss als öffentliche Dienstleistung kostenlos sein und allen Autofahrern zur Verfügung stehen.

Die Notrufnummer 112 existiert bereits, und die Notrufabfragestellen sind vorhanden und funktionsfähig. Aus diesem Grund werden die Mitgliedstaaten nur geringe Mittel für Investitionen aufbringen müssen. Infolge des von der Kommission durchgeführten HeERO-Pilotprojekts (Harmonised eCall European Pilot, europäisches Pilotprojekt zur Harmonisierung des eCall-Dienstes) sind manche Mitgliedstaaten (Tschechische Republik, Kroatien und Rumänien) bereits auf die Umsetzung des 112-eCall-Dienstes vorbereitet. Zahlreiche Mitgliedstaaten haben mit dem Pilotprojekt begonnen, es sind folglich bereits umfangreiche Maßnahmen im Gange. Der Berichterstatter ist aus diesem Grund der Auffassung, dass die Mitgliedstaaten bis zum 1. Oktober 2015 über ausreichend Zeit für die erforderliche Anpassung ihrer Infrastruktur verfügen.

Da der Öffentlichkeit der 112-Dienst noch nicht hinlänglich bekannt ist, sollten die Mitgliedstaaten im Rahmen von Sensibilisierungskampagnen das Bewusstsein für den 112‑eCall sowie seine Funktionen und Möglichkeiten schärfen. Im Interesse der Kohärenz zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten sollte die Kommission koordinierend und unterstützend bei der Kampagne mitwirken.

Durch den Beschluss wird den Mitgliedstaaten die Möglichkeit eingeräumt, die eingehenden Anrufe zu filtern und so die Arbeit der Notrufabfragestellen zu erleichtern. Manuell ausgelöste Anrufe können anders als automatische Anrufe bearbeitet werden. Der Berichterstatter ist mit diesem Ansatz einverstanden, weist jedoch darauf hin, dass die Mitgliedstaaten alle Anrufe effizient bearbeiten müssen.

Der Berichterstatter fügt eine Erwägung hinzu, in der er auf die Notwendigkeit einer präzisen und zuverlässigen Standortermittlung auch für eingehende 112-Notrufe hinweist. Nicht nur eCalls, sondern auch „normale“ Anrufe an die Nummer 112 sollten angemessen bearbeitet werden. Hierdurch soll verhindert werden, dass in der Folge der Standort von Bürgern nur aufgrund von durch Verkehrsunfälle ausgelösten Anrufen an die Nummer 112 präzise ermittelt wird, was nicht zu rechtfertigen wäre. Durch diese Erwägung soll sichergestellt werden, dass alle Bürger – nicht nur die, die über ein Fahrzeug mit eCall-Ausrüstung verfügen – Nutzen aus dem bereits weit verbreiteten System der Standortermittlung durch GNSS ziehen können.

<Date>{04/12/2013}4.12.2013</Date>
STELLUNGNAHME <CommissionResp>des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie</CommissionResp>
<CommissionInt>für den Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr</CommissionInt>
<Titre>zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über die Einführung des interoperablen EU-weiten eCall-Dienstes</Titre>
<DocRef>(COM(2013)0315 – C7‑0173/2013 – 2013/0166(COD))</DocRef>
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KURZE BEGRÜNDUNG

Die Einführung eines interoperablen EU-weiten eCall-Dienstes in den Fahrzeugen aller EU-Länder ist ein vorrangiges Ziel der Europäischen Union und Teil des Aktionsprogramms für die Straßenverkehrssicherheit 2011-2020. Im Jahr 2012 wurden bei 1,1 Millionen Verkehrsunfällen auf den Straßen in der EU etwa 28 000 Menschen getötet und über 1,5 Millionen Menschen verletzt.

Über das bordeigene eCall-System ist es möglich, Rettungskräfte zu benachrichtigen und so im Falle eines schweren Unfalls sicherzustellen, dass qualifizierte und ausgerüstete Helfer früher am Unfallort eintreffen. Insgesamt sollen dadurch etwa 10 Minuten gewonnen werden. 

Derzeit haben nur etwa 0,7 % aller Fahrzeuge in der EU ein privates eCall-System an Bord. Verschiedene europäische Automobilhersteller bieten dieses System sowie andere Dienste (wie z. B. Pannenhilfe, dynamische Navigation etc.) bereits an. 

Die Verfasserin der Stellungnahme begrüßt den Vorschlag für einen Beschluss über die Einführung des interoperablen EU-weiten eCall-Dienstes. Der Vorschlag befindet sich im Einklang mit dem Aktionsprogramm für die Straßenverkehrssicherheit 2011-2020 und der Entschließung des Parlaments vom 3. Juli 2012 (P7_TA (2012) 0274).

Die Mitgliedstaaten müssen jedoch noch die Infrastruktur für eCall-Notrufabfragestellen einrichten, und die Automobilindustrie muss die technischen Anpassungen vornehmen, die Mitte 2014 im Rahmen delegierter Rechtsakte festgelegt werden sollten. Der 1. Oktober 2015 erscheint als Termin dafür äußerst ehrgeizig. Die Verfasserin empfiehlt, den Termin auf Juni 2016 zu verschieben.

Darüber hinaus legt die Verfasserin einen Änderungsantrag vor, durch den die Mitgliedstaaten verpflichtet werden, sicherzustellen, dass der Standort des Anrufers, der einen Notruf unter der Nummer 112 über ein mobiles Endgerät auslöst, ebenso genau und zuverlässig bestimmt wird wie bei einem eCall. 

Aufgrund der Einführung des eCall-Dienstes lassen sich Standortdaten des globalen Satellitennavigationssystems (GNSS) effektiv über Mobilfunknetze empfangen und an Notrufdienste der Nummer 112 übertragen. Die Bedeutung des eCall-Dienstes wird nicht in Frage gestellt; es sollte jedoch festgehalten werden, dass diese Notrufe pro Jahr nur etwa 1,7 %
 aller Notrufe in der EU ausmachen. Der vorliegende Vorschlag der Kommission würde folglich zu der ungerechtfertigten Situation führen, dass Bürger nach Verkehrsunfällen nur korrekt von den Notrufdiensten der Nummer 112 geortet werden. 

Diese Verpflichtung würde es den Bürgern und Notdiensten ermöglichen, den Nutzen der GNSS-Ortungstechnologien für die Gesellschaft zu maximieren, denn Schätzungen zufolge werden jedes Jahr 5,5 Millionen eCalls getätigt. Die Anzahl der pro Jahr in der EU getätigten Notrufe liegt hingegen bei schätzungsweise 320 Millionen.

Mit diesem Änderungsantrag soll sichergestellt werden, dass alle Bürger – und nicht nur diejenigen, die über ein eCall-System an Bord ihres Fahrzeugs verfügen – Nutzen aus den bereits in breitem Rahmen eingesetzten GNSS-Ortungstechnologien ziehen können.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

<RepeatBlock-Amend><Amend>Änderungsantrag

<NumAm>1</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Erwägung 3</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(3) In der delegierten Verordnung (EU) Nr. 305/2013 der Kommission vom 26. November 2012 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die harmonisierte Bereitstellung eines interoperablen EU-weiten eCall-Dienstes21 sind die Spezifikationen für die Aufrüstung der Infrastrukturen der Notrufabfragestellen festgelegt, die für eine ordnungsgemäße Annahme und Bearbeitung von eCall-Notrufen erforderlich sind, um die Kompatibilität, Interoperabilität und Kontinuität des harmonisierten EU-weiten eCall-Dienstes zu gewährleisten.
	(3) In der delegierten Verordnung (EU) Nr. 305/2013 der Kommission vom 26. November 2012 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die harmonisierte Bereitstellung eines interoperablen EU-weiten eCall-Dienstes21 sind die Spezifikationen für die Aufrüstung der Infrastrukturen der Notrufabfragestellen festgelegt, die für eine ordnungsgemäße Annahme und Bearbeitung von eCall-Notrufen erforderlich sind, um die Kompatibilität, Interoperabilität und Kontinuität des harmonisierten EU-weiten eCall-Dienstes zu gewährleisten. Außerdem werden die Mitgliedstaaten verpflichtet, bis zum 23. Oktober 2013 einen Bericht über den Stand der Anwendung dieser Verordnung vorzulegen, einschließlich eines Einführungsplans für die beiden folgenden Jahre.

	__________________
	__________________

	21 ABl. L 91 vom 3.4.2013, S. 1.
	21 ABl. L 91 vom 3.4.2013, S. 1.
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<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>2</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Erwägung 4 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(4a) Fast alle Mitgliedstaaten haben die Absichtserklärung zur Realisierung eines interoperablen, bordeigenen eCall-Systems unterzeichnet oder unterstützt. 


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>3</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Erwägung 6</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(6) Um die Interoperabilität und Kontinuität des Dienstes in der gesamten Union sicherzustellen und die Einführungskosten für die Union insgesamt zu senken, ist es erforderlich, dass die vorrangige eCall-Maßnahme von allen Mitgliedstaaten gemäß den in der delegierten Verordnung (EU) Nr. 305/2013 festgelegten Spezifikationen umgesetzt wird. Das Recht der Mitgliedstaaten, zusätzliche technische Mittel für die Bearbeitung anderer Notrufe einzuführen, sollte davon unberührt bleiben.
	(6) Um die uneingeschränkte Funktionalität, Kompatibilität, Interoperabilität und Kontinuität des Dienstes in der gesamten Union sicherzustellen und die Einführungskosten für die Union insgesamt zu senken, ist es erforderlich, dass die vorrangige eCall-Maßnahme von allen Mitgliedstaaten gemäß den in der delegierten Verordnung (EU) Nr. 305/2013 festgelegten Spezifikationen umgesetzt wird. Das Recht der Mitgliedstaaten, zusätzliche technische Mittel für die Bearbeitung anderer Notrufe einzuführen, sollte davon unberührt bleiben.


</Amend>
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<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Erwägung 7</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(7) Die Erfahrungen mit anderen Notrufsystemen haben gezeigt, dass es sich bei manuell ausgelösten eCalls auch um Pannennotrufe handeln kann. Falls erforderlich, können die Mitgliedstaaten alle geeigneten technischen und organisatorischen Vorkehrungen treffen, um diese Pannennotrufe herauszufiltern und sicherzustellen, dass nur die tatsächlichen Notrufe von den eCall-Notrufabfragestellen bearbeitet werden.
	(7) Die Erfahrungen mit anderen Notrufsystemen haben gezeigt, dass es sich bei manuell ausgelösten eCalls auch um Pannennotrufe handeln kann. Falls erforderlich, können die Mitgliedstaaten alle geeigneten technischen und organisatorischen Vorkehrungen treffen, um diese Pannennotrufe herauszufiltern und sicherzustellen, dass nur die tatsächlichen Notrufe von den eCall-Notrufabfragestellen bearbeitet werden. Hierbei sollten die Mitgliedstaaten für eine möglichst effiziente Bearbeitung aller Anrufe Sorge tragen. 


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag
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<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Erwägung 7 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(7a) Nicht alle Bürger der Union beherrschen den Umgang mit dem eCall-Dienst. Die Mitgliedstaaten sollten in Zusammenarbeit mit der Kommission Informationskampagnen durchführen. Im Rahmen dieser Kampagnen sollten die Bürger darüber informiert werden, dass es einen kostenlosen und öffentlich verfügbaren eCall-Dienst gibt, wobei besonders auf den Nutzen und die Funktionen des Systems hingewiesen werden sollte. 


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>6</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Erwägung 8 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(8a) Das Europäische Parlament hat in den Jahren 2007, 2011 und 2013, in der schriftlichen Erklärung 0044/2007, in seiner Entschließung P7_TA(2011)0306 und in der parlamentarischen Anfrage zur mündlichen Beantwortung vom 31. Mai 2013 gefordert, dass bei Notrufen unter der Nummer 112 genaue und zuverlässige Informationen zum Anruferstandort übermittelt werden. Bisher wurden jedoch kaum Fortschritte erzielt.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>7</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Erwägung 8 b (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(8b) Alle Bestandteile des eCall-Dienstes, die der Bereitstellung präziser und verlässlicher Positionsdaten dienen, einschließlich der GNSS-gestützten mobilen Endgeräte, sollten unbedingt mit den europäischen Satellitennavigationsprogrammen EGNOS und Galileo kompatibel sein und diese EU-Programme in vollem Umfang nutzen, sobald sie betriebsbereit sind.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>8</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Erwägung 8 c (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(8c) Um für alle Bürger einen gleichwertigen Zugang zum Notruf 112 und zu den Notdiensten sicherzustellen, sollte die Standortermittlung bei einem Anruf mit einem GNSS-gestützten mobilen Endgerät unter der Notrufnummer 112 genauso präzise und zuverlässig erfolgen wie bei einem eCall. Nach Artikel 26 der Richtlinie 2009/136/EG über die einheitliche europäische Notrufnummer 112 legen die zuständigen Regulierungsbehörden Kriterien für die Genauigkeit und Zuverlässigkeit der Angaben zum Anruferstandort fest, und die Kommission kann – nach Konsultation des GEREK – technische Durchführungsmaßnahmen erlassen. 


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>9</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Artikel 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	Die Mitgliedstaaten errichten spätestens bis zum 1. Oktober 2015 gemäß den in der delegierten Verordnung (EU) Nr. 305/2013 festgelegten Spezifikationen die Infrastruktur für eCall-Notrufabfragestellen, die für die ordnungsgemäße Annahme und Bearbeitung aller – gegebenenfalls von anderen Anrufen als Notrufen bereinigter – eCall-Notrufe in ihrem Hoheitsgebiet erforderlich ist, um die Kompatibilität, Interoperabilität und Kontinuität des interoperablen EU-weiten eCall-Dienstes zu gewährleisten. Dies berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten, ihre Notdienste auf die wirtschaftlichste und ihrem Bedarf am besten entsprechende Weise zu organisieren, einschließlich der Möglichkeit, Anrufe herauszufiltern, die keine Notrufe sind und möglicherweise von den eCall-Notrufabfragestellen nicht bearbeitet werden sollen, insbesondere manuell ausgelöste eCalls;
	Die Mitgliedstaaten errichten spätestens bis zum 1. Juni 2016 gemäß den in der delegierten Verordnung (EU) Nr. 305/2013 festgelegten Spezifikationen die Infrastruktur für eCall-Notrufabfragestellen, die für die ordnungsgemäße Annahme und Bearbeitung aller – gegebenenfalls von anderen Anrufen als Notrufen bereinigter – eCall-Notrufe in ihrem Hoheitsgebiet erforderlich ist, um die Kompatibilität, Interoperabilität und Kontinuität des interoperablen EU-weiten eCall-Dienstes zu gewährleisten. Die Mitgliedstaaten stellen gemäß der Richtlinie 95/46/EG zum Datenschutz ebenfalls sicher, dass die Informationen zum Anruferstandort bei einem Anruf unter der Notrufnummer 112 mit einem GNSS-gestützten mobilen Endgerät ebenso genau und zuverlässig sind wie bei einem eCall. Dies berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten, ihre Notdienste auf die wirtschaftlichste und ihrem Bedarf am besten entsprechende Weise zu organisieren, einschließlich der Möglichkeit, Anrufe herauszufiltern, die keine Notrufe sind und möglicherweise von den eCall-Notrufabfragestellen nicht bearbeitet werden sollen, insbesondere manuell ausgelöste eCalls.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>10</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für einen Beschluss</DocAmend>
<Article>Artikel 2 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	Artikel 2a

	
	Die Mitgliedstaaten sorgen spätestens bis zum 1. Oktober 2015 dafür, dass in ihrem gesamten Hoheitsgebiet eCalls ausgelöst werden können.


</Amend>
</RepeatBlock-Amend>
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KURZE BEGRÜNDUNG

Das eCall-System ist eine der elektronischen Sicherheitsanwendungen, die hauptsächlich die Folgen von Verkehrsunfällen lindern sollen. eCall löst bei einem schweren Unfall automatisch einen Notruf aus. Durch die unmittelbare Meldung des Unfalls und die eindeutige Ermittlung des genauen Standorts wird die Zeit bis zur Bereitstellung wirksamer Hilfe verkürzt, da die Notdienste schneller am Unfallort eintreffen.

Die Verfasserin der Stellungnahme sieht vor allem die folgenden Vorteile des eCall-Systems: eine leichtere und schnellere Ermittlung des Unfallortes, eine schnellere Ergreifung von Maßnahmen zur Umlenkung des Verkehrsflusses (sodass durch Unfälle verursachte Staus vermindert und Folgeunfälle vermieden werden), frühzeitige und bestätigte Informationen (Vermeidung ernster Gesundheitsschäden bei an einem Unfall beteiligten Verkehrsteilnehmern), grundlegende technische Daten (anhand derer die Notdienste den Einsatz vorbereiten können) und interoperable kompatible Meldungen (wodurch die Sprachbarriere zwischen den Fahrzeuginsassen und dem Personal der Notrufabfragestellen überbrückt wird, was im mehrsprachigen Umfeld Europas von großer Bedeutung ist).

Die Verfasserin der Stellungnahme begrüßt den Vorschlag für einen Beschluss über die Einführung des interoperablen EU-weiten eCall-Dienstes sowie das Ziel, die koordinierte und kohärente Einführung des interoperablen EU-weiten eCall-Dienstes sicherzustellen und Interoperabilität und Kontinuität des Dienstes in ganz Europa zu gewährleisten. Dies entspricht dem Standpunkt des Europäischen Parlaments, das mehrmals seine Unterstützung für die – auch verbindliche – Einführung des eCall-Systems bekräftigt hat. In seiner Entschließung mit dem Titel „eCall: ein neuer Notruf 112 für die Bürger“, die im Juli 2012 mit großer Mehrheit angenommen wurde, bedauerte das Europäische Parlament die Verzögerungen und den mangelnden Fortschritt bei der freiwilligen Einführung von eCall und forderte die Kommission nachdrücklich auf, die für die Vermeidung weiterer Verzögerungen notwendigen Regulierungsmaßnahmen vorzuschlagen.

Durch einen Vorschlag werden die Mitgliedstaaten verpflichtet, bis spätestens 1. Oktober 2015 die Infrastruktur für eCall-Notrufabfragestellen einzurichten, die für die ordnungsgemäße Annahme und Bearbeitung aller in ihrem Hoheitsgebiet ausgelösten eCall-Notrufe erforderlich ist. Die Verfasserin der Stellungnahme ist der Auffassung, dass ein Aufschub über dieses Datum hinaus allen beteiligten Interessenträgern ein negatives Bild vermitteln könnte und zu Verwirrung und weiteren Verzögerungen bei der Umsetzung dieser lebensrettenden Technologie führen würde.

Die Infrastruktur der Notrufabfragestellen sollte von den Mitgliedstaaten unter bestmöglicher Berücksichtigung der nationalen/lokalen Architektur ausgebaut werden, damit die besonderen Sachverhalte und Umstände in jedem Mitgliedstaat berücksichtigt werden. Alle Mitgliedstaaten sollten in der Lage sein, ihre Notdienste auf die wirtschaftlichste und ihrem Bedarf am besten entsprechende Weise zu organisieren, wozu auch die Möglichkeit gehört, Anrufe herauszufiltern. Die Verfasserin der Stellungnahme begrüßt, dass es den Mitgliedstaaten freisteht, Callcenter zum Herausfiltern von Anrufen einzubeziehen bzw. die Anrufe von den gleichen Notrufabfragestellen entgegennehmen zu lassen, die auch die eCall-Anrufe an den Notruf 112 entgegennehmen, oder auch eine Kombination dieser Vorgehensweisen umzusetzen, und dass die Mitgliedstaaten außerdem die Annahme der eCalls nach ihren Vorstellungen organisieren können.

eCall ist als öffentlicher Notrufdienst konzipiert. Die Verfasserin der Stellungnahme ist deshalb der Auffassung, dass eCall allen Verkehrsteilnehmern in Europa kostenlos zur Verfügung stehen sollte.

Die Verfasserin der Stellungnahme ist überzeugt, dass sowohl die Kommission als auch die Mitgliedstaaten Sensibilisierungskampagnen zum eCall-System, seinen Vorteilen, seiner Nutzung und seinen Funktionen fördern sollten, damit das Verständnis der Öffentlichkeit für eCall erweitert und deutlich gemacht wird, dass die Nachfrage nach solchen Notrufdiensten gesellschaftlichen Nutzen mit sich bringt. Die Bereitstellung praktischer Informationen im Wege zielgerichteter Kampagnen könnte außerdem dazu beitragen, das Risiko eines falschen Gebrauchs oder eines falschen Verständnisses dieses Dienstes zu verringern. 

Abgesehen von den in diesem Vorschlag festgelegten Verpflichtungen der Mitgliedstaaten kann eCall jedoch nur mit Beteiligung anderer Interessenträger (vor allem der Automobilindustrie und der Mobilfunknetzbetreiber) ordnungsgemäß funktionieren. Die Verfasserin der Stellungnahme fordert aus diesem Grund die einschlägigen Interessenträger und die Vertreter der Mitgliedstaaten auf, eng zusammenzuarbeiten, damit der eCall-Dienst harmonisiert eingeführt werden kann und die Bürger Europas seine Vorteile wahrnehmen können.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ersucht den federführenden Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:
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	BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
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	(6a) Um das Vertrauen der Verbraucher in das neue eCall-System sicherzustellen, sollten die Mitgliedstaaten für die zweckmäßige Verwendung der übertragenen Daten Sorge tragen.
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<Article>Erwägung 7</Article>
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	(7) Die Erfahrungen mit anderen Notrufsystemen haben gezeigt, dass es sich bei manuell ausgelösten eCalls auch um Pannennotrufe handeln kann. Falls erforderlich, können die Mitgliedstaaten alle geeigneten technischen und organisatorischen Vorkehrungen treffen, um diese Pannennotrufe herauszufiltern und sicherzustellen, dass nur die tatsächlichen Notrufe von den eCall-Notrufabfragestellen bearbeitet werden.

	(7) Die Erfahrungen mit anderen Notrufsystemen haben gezeigt, dass es sich bei manuell ausgelösten eCalls auch um Pannennotrufe handeln kann. Falls erforderlich, können die Mitgliedstaaten geeignete technische und organisatorische Vorkehrungen treffen, um diese Pannennotrufe herauszufiltern und sicherzustellen, dass nur die tatsächlichen Notrufe von den eCall-Notrufabfragestellen bearbeitet werden.
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	(7a) Der EU-weiten Bereitstellung des interoperablen eCall-Dienstes sollte eine von der Kommission und den Mitgliedstaaten durchgeführte Sensibilisierungskampagne vorausgehen, in deren Rahmen den Bürgern die Vorteile, die Funktionsweise und die datenschutzrechtlichen Bestimmungen des neuen Systems erläutert werden. Die Kampagne sollte in den Mitgliedstaaten in Zusammenarbeit mit den nationalen und regionalen Behörden durchgeführt werden und darauf abzielen, die Nutzer über die ordnungsgemäße Verwendung des Systems zu informieren, damit kein falscher Alarm ausgelöst wird.
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	(7b) Um für alle Bürger einen gleichwertigen Zugang zum Notruf 112 und zu den Notdiensten sicherzustellen, sollte die Standortermittlung bei einem Anruf mit einem GNSS-gestützten mobilen Endgerät unter der Notrufnummer 112 genauso präzise und zuverlässig erfolgen wie bei einem eCall. Nach Artikel 26 der Richtlinie 2009/136/EG über die einheitliche europäische Notrufnummer 112 legen die zuständigen Regulierungsbehörden Kriterien für die Genauigkeit und die Zuverlässigkeit der Angaben zum Anruferstandort fest, und die Kommission kann – nach Konsultation des GEREK – technische Durchführungsmaßnahmen ergreifen.
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	(7c) Den Empfehlungen der Artikel‑29‑Datenschutzgruppe zufolge, die in dem am 26. September 2006 angenommenen Arbeitsdokument mit dem Titel „Eingriffe in den Datenschutz im Rahmen der Initiative eCall“21a enthalten sind, sollten die Mitgliedstaaten beim Aufbau der Infrastruktur für eCall-Notrufabfragestellen dafür Sorge tragen, dass bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Zusammenhang mit der Bearbeitung von eCalls die in der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr21b und der Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 2002 über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation)21c enthaltenen Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten in vollem Umfang berücksichtigt werden.

	
	__________________

	
	21a 1609/06/DE – WP 125.

	
	21b Abl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31.

	
	21c Abl. L 201 vom 31.7.2002, S. 37.
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	Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die bei einem Notruf über den eCall-Dienst übermittelten Daten ausschließlich für die Rettung und die Verkehrslenkung verwendet werden.
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	Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Nutzung der eCall-Dienste für die Nutzer kostenlos ist.


<TitreJust>Begründung</TitreJust>

eCall ist ein öffentlicher Notrufdienst, für dessen Nutzung keine Gebühren in Rechnung gestellt werden können.
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